Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3225 
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Bonn, den 19. Februar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Ablehnungsbegründung des Ausgleichsamtes Iser- 
lohn vom 10. November 1956 gegenüber einem 
sudetendeutschen CSR-Heimkehrer 

Bezug: Kleine Anfrage 325 der Fraktion des GB/BHE 
- Drucksache 3164 - 


Die obengenannte Kleine Anfrage der Fraktion des GB/BHE beant- 
worte ich wie folgt: 

1. Der Wortlaut des Ablehnungsbescheides des Ausgleichsamtes des 
Landkreises Iserlohn vom 10, November 1956 - Az. 48/425 
Kgf 4852 - an Herrn Johann Jany, Minden (Sauerland), ist mir 
nur soweit bekannt, als er in dem Sdireiben der Sudetendeut- 
schen Landsmannschaft, Bundesverband München, vom 8. Januar 
1957 enthalten ist. 

2. Die Verhältnisse in den Vertreibungsgebieten wurden den Referen- 
ten der Länder für das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in 
mehreren Dienstbesprechungen im Jahre 1955 dargelegt; auch 
die Verurteilungen auf Grund der ausländischen Sondergesetze 
wurden eingehend besprochen. Das Ergebnis dieser Besprechungen 
wurde in Rundschreiben niedergelegt. Außerdem wurde in der 
Begründung des § 1 Abs. 3 der Dritten Verordnung zur 
Durchführung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 

3. Juni 1955 ausgeführt: „Im Zuge der Besetzung deutscher 
Gebietsteile oder der Befreiung besetzter oder eingegliederter 
Gebiete (Tschechoslowakei, Jugoslawien, Ungarn, Rumänien) 
kam es weitgehend zu Festhaltungen deutscher Staatsangehöriger 
auf Grund ausländischer Sondergesetzgebung. Diese Festhaltungen 
waren meist Racheakte gegen die angeblichen Unterdrücker, 
ohne daß die Betroffenen eine persönliche Schuld hatten. Sie 
waren gleichsam die Kriegsgefangenen der ehemaligen besetzten 
Gebiete, da diese Kriegsgefangene nicht oder nur in geringen 
Ausmaß hatten. Die deutschen Zivilpersonen waren durch die 
Kriegsereignisse in diese Lage gekommen, somit steht ihre Fest- 
haltung im ursächlichen Zusammenhang mit den Kriegsereignissen.” 
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Die Bestimmung des § 1 Abs. 3 der Dritten Verordnung zur 
Durchführung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes wurde 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 8. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 904) in § 2 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes übernommen, so daß die Rechtslage, wie sie 1955 
bestand, sich nicht geändert hat. Auf diese Tatsachen wurde 
entsprechend hingewiesen. Es ist daher anzunehmen, daß es 
sich im Falle Jany um einen bedauerlichen Einzelfall handelt, 
der übrigens nicht abgeschlossen ist, da die Entscheidung über 
die Beschwerde noch aussteht. 

Die in der Begründung des Bescheides enthaltene Bezeichnung 
soll, nach Mitteilung des Landes, den eigenen Angaben des An- 
tragstellers entnommen sein. 

Da mir ein Weisungs- oder Aufsichtsrecht gegenüber einer 
Landesbehörde nicht zusteht, wurde die Angelegenheit dem 
Herrn Arbeits- und Sozialminister des Landes Nordrhein-West- 
falen als der zuständigen obersten Landesbehörde mit der Bitte 
um entsprechende Maßnahmen zur Kenntnis gebracht. 


Dr. Dr. Oberländer 



